
Gemeinsame Erklärung und Aufforderung der 

Mitglieder der Deputationen verschiedener Fachbehörden 

 

an die Mitglieder der Hamburgischen Bürgerschaft und 

die Vorsitzende des Verfassungs- und Bezirksausschusses, 

Frau Carola Veit 

 
„Keine Abschaffung der Mitwirkung durch die Deputationen und keine Abschaffung 

des Ehrenamts - Erhalt eines demokratischen Verfassungsrechts“ 

Bezugnahme: Bürgerschafts-Drs. 22/505 und Drs. 22/637 

Im Einzelnen: 

1. Verfassungsrechtliche über Jahrhunderte entstandene Errungenschaften sollen nicht ohne beson-

deren Grund gestrichen werden. Der bestehende Art. 56 HV muss daher nicht in seinen Grundfes-

ten geändert, sondern sinnvoll um Transparenz- und Mitwirkungsrechte ergänzt werden: 

a. Die in Art. 56 Satz 1 HV verfassungsrechtlich garantierte Mitwirkung des Volkes an der 

Verwaltung darf nicht abgeschafft oder aufgeweicht werden. 

b. Die in Art. 56 Satz 2 HV verfassungsrechtlich garantierte ehrenamtliche Mitwirkung 

darf nicht abgeschafft oder aufgeweicht werden. 

c. Höhere Transparenz der Verwaltung soll durch die ergänzende Aufnahme einer verfas-

sungsrechtlichen Transparenzregel in Art. 56 HV und durch Einführung eines einfachen 

und leistungsfähigen Transparenzportals sichergestellt werden. 

2. Die Mitglieder der Deputationen üben darüber hinaus eine wichtige direkte Kontrollfunktion in 

den jeweiligen Fachbehörden aus. 

a. Transparente Entscheidung in Personalfragen - neben den bürgerlichen Deputierten 

nimmt auch ein Mitglied des Personalrats der jeweiligen Fachbehörde an den Deputati-

ons-Sitzungen teil. 

b. Frühzeitige und fachkritische Mitwirkung und Beratung der Fachbehörden, insbesondere 

hinsichtlich der Aufstellung und Durchführung des Haushaltsplanes. 

3. Die Deputierten sind Fachleute, unabhängig und nicht weisungsgebunden. 

4. Die Mitglieder der Deputationen beschäftigen sich dauerhaft und langfristig auch mit überge-

ordneten Themen aus Politik und Verwaltung und unterstützen daher die Entscheidungspro-

zesse der Verwaltung und in Gesetzgebungsverfahren bereits im Vorfeld. 

5. Mehr Transparenz ersetzt nicht Mitwirkung. Die Mitwirkung durch die Deputationen kann 

problemlos ohne Mitwirkungsverluste transparenter werden, wenn man mehr Öffentlichkeit her-

stellt, wie die Deputationen in Bremen zeigen. 

6. Die direkte bürgerliche Mitwirkung in verschiedenen Gremien darf nicht reduziert werden. 

Hierzu gehören insbesondere die mitwirkenden Sitze der Mitglieder der Deputationen, z.B. in der 

Kommission für Bodenordnung, beim Jagdbeirat und in den Anstaltsbeiräten der JVAs. 

Die Unterzeichnerinnen und Unterzeichner dieser Erklärung appellieren an die Mitglieder der Hamburgi-

schen Bürgerschaft, die in Art. 56 der Hamburgischen Verfassung niedergelegten Verfassungsrechte nicht 

abzuschaffen und die Deputation im Sinne einer breiteren Öffentlichkeit zu reformieren. 

Hamburg, 17.08.2020 
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 Name Vorname Deputation 

1. Martens Brigitta Kulturbehörde 

2. Roock Hans-Detlef Behörde für Stadtentwicklung und 

Wohnen 

3. Könecke Christian Sozialbehörde 

4. Spiegelberger Rene Wirtschaftsbehörde 

5. Stonus Andreas Kulturbehörde 

6. Kloust Hauke Wissenschaftsbehörde 

7. Timmermann  Arne Justizbehörde 

8. Ehlers Karl-Heinz  Kulturbehörde 

9. Dr. Hintze Hanno Umweltbehörde 

10. Welling Benjamin Innenbehörde 

11. Dreyer Dieter  Finanzbehörde 

12. Reese  Rüdiger Gesundheitsbehörde 

13. Schütt  Ernst Christian Kulturbehörde 

14. Kothanikkel Sabastian  Innenbehörde 

15. Riekers Johann-Heinrich Finanzbehörde 

16. Weßling Anna E.   Gesundheitsbehörde 

17. Schade  Renate Kulturbehörde 

18. Hochheim Natalie Behörde für Stadtentwicklung und 

Wohnen 

19. Kühne Viviane Justizbehörde 

20. Dr. Fromm Michael Justizbehörde 

21. Wagner Hans-Joachim Schulbehörde 

22. Freistedt Marino Schulbehörde 

23. Keil  Siri Kulturbehörde 

24. Thiel Oliver Finanzbehörde 

25. Herbers  Rudolf Kulturbehörde 

26. Meyer Jörg Umweltbehörde 

27. Klooß  Rolf-Dieter Wissenschaftsbehörde 

28. Twesten Gerhard Justizbehörde 

29. Buss  Wilfried Kulturbehörde 

30. Dr. Lüthje  Jürgen Wissenschaftsbehörde 

31. Dr. Sellenschlo Petra Gesundheitsbehörde 

32. Herkenrath Martin Umweltbehörde 

33. Meyer  Marc Innenbehörde 

34. Feige  Henning Schulbehörde 

35. Schoon  Heike Umweltbehörde 

36. Feddersen  Hinrich Wirtschaftsbehörde 

37. Heim  Peter Behörde für Stadtentwicklung und 

Wohnen 

38. Müller-Goldenstedt  

 

Andreas Sozialbehörde 

39. Günther Carola Wissenschaftsbehörde 

40. von Hardenberg  Kirsten Kulturbehörde 

41. Dr. Kramer  Sabine Justizbehörde 

42. Christensen  Boyke Wirtschaftsbehörde 

 

   


